Karl Mustermann, MR




     Schwerin,   .12.2003

im Innenministerium
Mecklenburg-Vorpommern

An das

Landesbesoldungsamt

Mecklenburg-Vorpommern

-Bearbeiter-Nr.-

17222 Neustrelitz

Sonderzahlung 2003

Einspruch gegen die Bezügemitteilung für Dezember 2003

Personal-Nr.:     
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich die Auszahlung einer Sonderzahlung für das Jahr 2003 in Höhe von 84,29% West/63,22% Ost von den nach dem Besoldungsrecht für den Monat Dezember maßgebenden Bezügen.

Begründung:

Nach dem bisherigen Sonderzuwendungsgesetz wären für das Jahr 2003 84,29% /63,22% der Dezember-Bezüge zuzüglich eines Sonderbetrages für Kinder zu gewähren gewesen. In meinem Fall sind nach dem neuen Sonderzahlungsgesetz nur noch  (siehe Tabelle) % der Dezember – Bezüge 2003 -West-  gezahlt worden. Dies verstößt nach meiner Auffassung gegen den verfassungsrechtlich garantierten Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation gemäß Art. 33 Abs. 5 GG und gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz von Beamten und Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst. Die Gewährung der Sonderzuwendung für die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes war bislang an die Sonderzuwendung für Beamte und Versorgungsempfänger angelehnt. Nachdem  die Kürzung nunmehr nur Beamte betrifft, wird dem Grundsatz  „Gleiches Gehalt bei gleicher Leistung“ zuwidergehandelt. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts vom 19. Dezember 2002, AZ: 2C34.01 (ZBR 2003, 212ff.) darf die Alimentation der Beamten nicht greifbar hinter der materiellen Ausstattung der Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst zurückbleiben.

Die Höhe der Zahlung nach dem Sonderzahlungsgesetz M-V (GVOBl. 2003, 477ff) erachte ich auch mit Blick auf die Fürsorgepflicht des Dienstherrn gegenüber den Beamten für rechtswidrig. Der Zeitraum zwischen dem erstmaligen bekannt werden der Grundbeträge und der jeweiligen Bemessungsfaktoren betrug nur ca. 2 Monate. Dies stellt einen Zeitraum dar, in dem bereits getroffene Vermögensdispositionen nicht mehr verändert bzw. rückgängig gemacht werden konnten. Somit liegt ein eindeutiger Verstoß gegen die dem Dienstherrn obliegende Fürsorgepflicht vor.

Nach meinem Kenntnisstand sind derzeit mehrere Musterverfahren vor Gericht anhängig.

Im Hinblick auf diese Musterverfahren und dem Fehlen einer Musterprozessvereinbarung erkläre ich mich mit dem Ruhen des Verfahrens einverstanden, wenn von meinem Dienstherrn auf die Geltendmachung der Einrede der Verjährung verzichtet wird. Ich bitte insoweit um ausdrückliche Bestätigung.

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift
